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Die EU-Altfahrzeugverordnung, die 
voraussichtlich noch vor Ende 

2026 in Kraft treten wird, dürfte mas-
sive Auswirkungen auf die globalen 
Lieferketten der Automobilindustrie 
haben. Dies wurde bei der Sitzung des 
Internationalen Umweltausschusses 
(IEC) während der BIR World Recy
cling Convention im Juni in Göteborg 
deutlich.

Julia Ettinger, Generalsekretärin von 
Recycling Europe, bestätigte, dass eine 
endgültige Einigung vorliegt und die 
neue Verordnung – vorbehaltlich der 
förmlichen Verabschiedung durch das 
Europäische Parlament und den Rat 
– voraussichtlich im vierten Quartal 
dieses Jahres in Kraft treten wird. Da 
es sich um eine Verordnung und nicht 
mehr wie bisher um eine Richtlinie 
handelt, „haben die Mitgliedstaaten 
keinen Spielraum für Änderungen“, 
erklärte Ettinger den Delegierten in 
Göteborg.

Ein wesentlicher Bestandteil der 
Verordnung sind Zielvorgaben für den 
Rezyklatanteil in Kunststoffen: 15 Pro-
zent innerhalb von sechs Jahren und 
25 Prozent innerhalb von zehn Jahren. 
Dabei gilt eine Kreislaufvorgabe, 
wonach 20 Prozent dieses Materials 
aus Altfahrzeugen stammen müssen. 
Zielvorgaben für Rezyklatanteile in 
anderen Rechtsvorschriften – etwa 
zu Einwegkunststoffen und Verpa-
ckungen – hätten laut Ettinger bereits 
Erfolge gezeigt, „und daher begrüßen 
wir es, dass sie nun auch in die ELV-
Verordnung aufgenommen wurden“.

Eine weitere Bestimmung der Alt-
fahrzeugverordnung sieht vor, dass 
die Europäische Kommission die 
Machbarkeit von Zielvorgaben für den 
Rezyklatanteil auch bei Stahl, Alumi-
nium und kritischen Rohstoffen prüft. 
Gleichzeitig werden die Hersteller 
aufgefordert, Angaben zum Rezyklat-
anteil in ihren Fahrzeugen zu machen. 

Grundlegender Wandel im Automobilsektor?

Zudem schreibt eine entsprechende 
Regelung vor, dass aus Nicht-EU-Län-
dern stammende Kunststoffrezyklate 
nach Verfahren behandelt worden sein 
müssen, die dem europäischen Stan-
dard gleichwertig sind; dies ist alle fünf 
Jahre durch ein unabhängiges Audit 
der Anlagen nachzuweisen.

„Ein wichtiger Schritt nach vorn“

Angesichts der Tatsache, dass die neue 
Verordnung die manuelle Demontage 
bestimmter Teile von Altfahrzeugen 
für deren anschließende Aufarbeitung 
oder Wiederverwendung vorsieht, 
begrüßte  Ettinger eine Klausel, die 
diese Demontagepflicht bei unverhält-
nismäßigen Kosten aufhebt. Um den 
Stellenwert der Wiederverwendung zu 
unterstreichen, fordert die Verordnung 
zudem eine Fahrzeugkonstruktion, 
die den einfachen Ausbau von Teilen 
ermöglicht. Ettinger zufolge erfordern 
unterdessen einige in der Verordnung 
festgelegte Behandlungsanforderun-
gen – darunter die Sortierung von 
Aluminium in vier verschiedene Sorten 
– Investitionen von Recyclingunter-
nehmen.

Als positiv wertete die Gastrednerin 
die Entscheidung, Recyclingunter-
nehmen – „zum ersten Mal in der 
Geschichte auf europäischer Ebene“ 
– als Beobachter in die administrative 
Organisation für die Herstellerverant-
wortung (EPR) aufzunehmen. Ettinger 

vertrat die Überzeugung von Recycling 
Europe, dass Recyclingunternehmen 
ein Mitspracherecht bei der Verwal-
tung und Steuerung haben sollten, 
da sie vom System der erweiterten 
Herstellerverantwortung (EPR) profi-
tierten: „Dies ist ein wichtiger Schritt 
nach vorn. Er ermöglicht es uns, 
unsere Perspektive bei der Gestaltung 
und dem Betrieb des EPR-Systems 
einzubringen.“ BIR-Generaldirektor 
Arnaud Brunet fügte hinzu, dass das 
globale Positionspapier der Weltre-
cyclingorganisation zu Systemen der 
erweiterten Herstellerverantwortung 
und der Einhaltung von Vorschriften 
„sehr deutlich gemacht hat, dass wir 
Recyclingunternehmen in die Steue-
rung der EPR einbeziehen wollten“.

Was in den USA zu beobachten ist  

Robin Wiener, Präsidentin des US-
amerikanischen Verbands für recycelte 
Materialien (ReMA), sprach von einem 
grundlegenden Wandel im Automobil-
sektor und seiner Lieferkette. Im Fokus 
stehen dabei Themen wie Kreislauf-
wirtschaft, Recyclinganteil, Demon-
tage und Verwertung, Rückverfolg-
barkeit und Materialrückgewinnung. 
„Dieser Wandel wird maßgeblich 
durch EU-Verordnungen vorangetrie-
ben – angesichts der globalen Struktur 
der Lieferketten“, erklärte Wiener.

In den USA sind bereits Auswirkungen 
zu beobachten. In der Vergangenheit 
wurden dort Kunststoffe aus Auto-
schredderrückständen (ASR) auf De-
ponien verbracht, weil deren Recycling 
als technologisch und wirtschaftlich 
unrentabel galt. „Wir glauben, dass es 
diesen Bedarf jetzt geben wird“, zeigte 
sich Wiener zuversichtlich. „Denn was 
wir von den EU-Automobilherstellern 
hören, ist, dass sie ein Problem darin 
sehen, nur vom EU-Markt ausreichend 
in der benötigten Menge und Qualität 
versorgt zu werden. Daher wird es eine 
wachsende Nachfrage nach Kunststof-
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fen aus verschiedenen Quellen geben.“ 
Das Tempo der staatlichen und unter-
nehmensbezogenen Forschung zur 
Kunststoffrückgewinnung aus ASR, die 
sowohl chemisches als auch mechani-
sches Recycling umfasst, habe sich in 
den USA beschleunigt.

Zur Forderung der Altfahrzeugverord-
nung, bestimmte Teile vor dem Recy-
cling zu entfernen, warf  Wiener die 
Frage auf, ob es dadurch für Demon-
tagebetriebe einfacher wird, Teile mit 
wertvollem Material herauszunehmen 
und so die Wirtschaftlichkeit der Zer-
kleinerung zu verändern. „Wir wissen 
es nicht, aber es ist etwas, worüber wir 
nachdenken müssen“, verwies Wiener 
darauf, dass die Verifizierungsauflagen 
der neuen Verordnung eine große 
Herausforderung darstellten. Es ma-
che sie „nervös“, dass andere Länder 
dem Beispiel der EU folgen würden. In 
Mexiko etwa sei von einem Gesetz die 
Rede, das Rückverfolgbarkeits- und 
Recycling-Inhaltsanforderungen für 
Fahrzeuge vorsieht. „Wir brauchen 
eine intensivere Zusammenarbeit mit 
den Autoherstellern – das ist unglaub-
lich wichtig“, schloss Robin Wiener. 
„Wir brauchen es auf globaler Ebene, 
weil es sich um globale Fahrzeugplatt-
formen handelt. Daher hoffe ich, dass 

wir unter der Führung des BIR eine 
solche Diskussion führen können.“

Ungleiche Wettbewerbs- 
bedingungen?

Im Mittelpunkt des IEC-Treffens in 
Göteborg standen die Auswirkungen 
einer gleitenden Skala für die Kenn-
zeichnung von grünem Stahl. Das 
Bureau of International Recycling 
bekräftigte seine Position, dass die Ma-
ximierung des Anteils an recyceltem 
Stahl in allen Produktionsverfahren 
die unmittelbarste, wirtschaftlichste 
und skalierbarste Lösung für die Her-
stellung von grünem Stahl darstellt. 
Alexandra Vartan, Referentin für Han-
dels- und Umweltpolitik, äußerte ihre 
„große Besorgnis“, dass die gleitende 
Skala ungleiche Wettbewerbsbedin-
gungen schaffe und die Produktion auf 
Basis von recyceltem Stahl benachtei-
lige.

Dieser Ansatz birgt die Möglichkeit, 
dass ein Elektrolichtbogenofen mit 
einem Recyclinganteil von circa 80 
Prozent und ein Hochofen mit 20 
Prozent Recyclinganteil trotz der 
deutlich geringeren Emissionen des 
Elektrolichtbogenofens die gleichen 
Vorteile im Rahmen der grünen 

Stahlklassifizierung erhalten könnten. 
Dies könne „die Glaubwürdigkeit der 
grünen Stahlkennzeichnung erheblich 
untergraben“, argumentierte Vartan.

Zuvor hatte Olivier François, Vorsitzen-
der der IEC und Präsident von Recy-
cling Europe, die Debatte über den 
Export von Aluminiumschrott nach 
Europa auf der Sitzung der BIR-Abtei-
lung für Nichteisenmetalle in Göteborg 
weiter ausgeführt. Dabei bemerkte er, 
dass EU-Kommissionsvizepräsident 
Stéphane Séjourné im Dezember letz-
ten Jahres auf einer Pressekonferenz 
in Brüssel erklärte, er wolle, dass re-
cyceltes Aluminium in Europa bleibe, 
um den Preis zu senken. Eine solche 
Aussage sei „kurzsichtig“, so François, 
und verkenne, dass niedrigere Preise 
die Durchführung der umweltrele-
vanten Arbeit der Recyclingindustrie 
beeinflussen. 

Beispiele aus der Kunststoffbranche 
verdeutlichten die potenziell nega-
tiven Folgen emotional motivierter 
Regulierungen. So habe ein kürzlich 
verhängtes Exportverbot die Preise für 
recycelte Kunststoffe gedrückt – gera-
de in einer Zeit, in der diese angesichts 
der hohen Ölpreise eigentlich in die 
Höhe schnellen müssten.

Seit dem 19. Juli 2026 dürfen große Unternehmen unverkaufte Bekleidung, Bekleidungszubehör und Schuhe grund-
sätzlich nicht mehr vernichten. Doch zahlreiche Schlupflöcher drohen das Verbot nach Einschätzung der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) bis zur Wirkungslosigkeit zu verwässern. Besonders problematisch seien Ausnahmeregelungen, 
wonach eine Vernichtung von Neuware weiterhin möglich ist, wenn die Textilien erfolglos sozialwirtschaftlichen Ein-
richtungen als Spende angeboten wurden oder die Reparatur beziehungsweise Aufbereitung als zu teuer angesehen 
wird.

DUH-Bundesgeschäftsführerin Barbara Metz fordert dringend Nachbesserungen. Bundesumweltminister Carsten 
Schneider müsse mit dem angekündigten Textilgesetz wirksame Vorgaben gegen die Überproduktion durch Fast 
Fashion schaffen. Lokale Strukturen für Reparatur und Wiederverwendung sollten gestärkt, Leihen, Reparieren und 
Secondhand zum Normalfall werden. Die DUH spricht sich für verbindliche Ziele zur Vermeidung von Textilmüll, 
eine verbindliche Staffelung der Herstellerbeiträge nach Umweltkriterien sowie einen Transformationsfonds zum 
Aufbau zirkulärer Geschäftsmodelle aus.

Vernichtungsverbot für Textilien und Schuhe  
mit zahlreichen Schlupflöchern
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TecPart fordert Unterstützung für 
Recycler und Gleichberechtigung 

von Kunststoffabfällen. Nach der 
finalen Zustimmung des Europä
ischen Parlaments und der formalen 
Annahme durch den Rat ist die neue 
EU-Verordnung zu Anforderungen an 
die Kreislaufwirtschaft bei der Fahr-
zeugkonstruktion und der Entsorgung 
von Altfahrzeugen (ELV-R) politisch 
bestätigt.

TecPart – Verband Technische Kunst-
stoff-Produkte e. V. als politischer 
Vertreter der Recycler und der Her-
steller technischer Kunststoffprodukte 
begrüßt die positiven Signale durch 
die avisierten Rezyklateinsatzquoten 
für Kunststoffe von 15 Prozent ab 2032 
und von 25 Prozent ab 2036 sowie 
die darin enthaltene Closed-Loop-
Vorgabe von 20 Prozent. Die Vorgaben 
bedeuteten einen wichtigen Impuls 
für Investitionen in das Kunststoffre-
cycling und die Kreislaufinfrastruktur 
für die Verwertung von Altfahrzeugen. 
Aus Sicht des Verbands gibt es jedoch 
enorme Herausforderungen bis zum 
Wirksamwerden der Verordnung in 
2032:
�	 Für die vorgegebenen Rezyklatein-

satzquoten ist neben einer „sau-
beren Sammlung“ von Kunststoff
abfällen auch eine höhere Ausbeute 
für einsetzbare Kunststoffrezyklate 
erforderlich.

�	 Die qualitativ hochwertigen Rezykla-
te, die für den Fahrzeugbau benötigt 
werden, sollen aus einem ver-
schmutzten Abfallstrom gewonnen 
werden. Dafür sind neue, aufwändi-
ge Behandlungsschritte erforderlich, 
die zu einer Kostensteigerung in der 
Lieferkette führen.

�	 Die Demontagekapazitäten für 
Kunststoffe aus unterschiedlichen 
Altfahrzeugen sind auf Grund der 
bisherigen mangelnden Wirtschaft-
lichkeit noch nicht ausreichend 

EU-Altfahrzeugverordnung bestätigt: 

Rezyklatmengen in Fahrzeugen werden steigen

etabliert und müssen nun mit Hoch-
druck aufgebaut werden.

�	 Gleichzeitig ansteigende Rezyklat
einsatzquoten für andere Segmente 
(bspw. Verpackungen) verknappen 
den Markt zusätzlich, mit dem Risiko 
fehlender Verfügbarkeiten der er-
forderlichen Rezyklatmengen – vor 
allem bei höheren Qualitäten.

Es kommt noch zu wenig zurück

„Wir begrüßen den Kreislaufgedanken 
der ELV-R ausdrücklich und sehen die 
Chancen in einer steigenden Nachfra-
ge nach Rezyklaten und innovativen 
neuen Produktlösungen. Allerdings 
sehen wir durch günstige Neuware 
aus Drittländern eine erhebliche 
Herausforderung für die Rentabili-
tät der heimischen Rezyklate. Ohne 
verlässliche ökonomische Anreize wird 
der Rezyklatmarkt nicht rechtzeitig 
anspringen“, glaubt TecPart-Geschäfts-
führer Michael Weigelt. Bereits die 
Studie „Quo vadis, PCR?“ von Porsche 
Consulting, KI-Group und TecPart hat 
den deutlichen Anstieg des Rezyklat-
preises bis 2032 prognostiziert.

Zugleich laufen vielerorts bereits 
Projekte zur Vereinfachung von 
Bauteilen. Neue Bauteile werden mit 
weniger Kunststoffsorten entwickelt, 
demontagefreundlicher gestaltet, um 

nach der Nutzung leichter recycelbar 
zu sein, und auf den Rezyklateinsatz 
ausgelegt. Diese Produkte werden 
dann einer Fahrzeuggeneration zur 
Verfügung gestellt werden können, die 
jedoch aller Voraussicht nach deutlich 
mehr Kunststoffe in sich tragen wird 
als die Fahrzeuge, die nach 20 Jahren 
2032 aus dem Markt zurückkommen 
werden. Neben der Tatsache, dass die 
Altfahrzeuge weniger Kunststoffe in 
sich tragen als die daraus entstehen-
den Neuwagen, kommen insgesamt 
noch zu wenig Fahrzeuge mit nutzba-
ren Kunststoffkomponenten zurück.

Dieses Verfügbarkeitsproblem der 
wichtigen technischen Kunststoffe 
könnte durch die bislang in der EU-Ver-
ordnung nicht anrechenbaren Abfälle 
aus der Produktion verkleinert und 
weitaus wettbewerbsfähiger angebo-
ten werden, als es mit der ausschließli-
chen Anrechenbarkeit von Post-Consu-
mer-Materialien in den Einsatzquoten 
der Fall ist. „Es bleibt unverständlich, 
warum dieser wichtige Rezyklatstrom 
nicht für die Quote zählt“, zeigt sich 
Rainer Zies, Geschäftsführer der MKV-
Kunststoffgranulate und Mitglied des 
TecPart-Vorstandes, irritiert, „da schon 
heute absehbar ist, dass selbst mit 
den Pre-Consumer-Rezyklaten/Post-
Industrial-Rezyklaten (PIR) die Mengen 
bei wichtigen Materialien eben nicht 
erreicht werden.“

Die im Verordnungstext vorgesehene 
Überprüfung, ob die erforderlichen 
Mengen und Qualitäten sowie wettbe-
werbsfähige Preise bis 2031 verfügbar 
sind und die Quoten gegebenenfalls 
angepasst werden können, schafft aus 
Sicht von TecPart keine Investitionssi-
cherheit. Hier fordert der Verband eine 
Zulassung von allen Sekundärmateri-
alien und eine entsprechende Anpas-
sung, wenn sichtbar ist, dass sich der 
Markt selbst trägt.

„Ohne verlässli­
che ökonomische 
Anreize wird der 
Rezyklatmarkt 

nicht rechtzeitig 
anspringen.“
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PIR-Rezyklate nicht aus  
dem Blick verlieren

Sollten Post-Industrial Rezyklate (PIR-
Rezyklate) zum Start nicht berück-
sichtigt werden, hält es TecPart für 
notwendig, die Auswirkungen des fak-
tischen Ausschlusses post-industrieller 
Kunststoffrezyklate aus der Zielerfül-
lung transparent zu monitoren. PIR-
Rezyklate sind seit Jahrzehnten die 
tragende Säule qualitätsgesicherter 
technischer Kunststoffkreisläufe. Sie 
entstehen in industriellen Prozessen, 
sind sortenrein, gut dokumentierbar 
und technisch hochwertig. Auch sie 
können die Lücke bei automobiltaug-

lichen Post-Consumer-Rezyklaten 
nicht vollständig schließen und dürfen 
deshalb als ergänzender Baustein 
für Ressourcenschonung und Versor-
gungssicherheit nicht regulatorisch 
ausgeschlossen werden.

Recyclingbasis für den  
ELV-R-Hochlauf stärken

TecPart setzt sich dafür ein, dass der 
Hochlauf der ELV-R so gestaltet wird, 
dass er europäische und deutsche 
Recycler befähigt, hochwertige Stoff-
ströme aufzubauen. Dafür brauche 
es nicht nur ambitionierte Zielwerte, 
sondern eine wirksame finanzielle 

Entlastung der in Europa hergestellten 
Rezyklate – wie auch realistische Über-
gänge, Investitionssicherheit und klare 
Qualitätsanforderungen für Rezyklate.
In Spiegelgremien wird der Umset-
zungsprozess von TecPart normativ 
und in eigenen Expertengruppen be-
gleitet, um Demontageprozesse, Sor-
tierung und Aufbereitung wirtschaft-
lich tragfähig zu gestalten, damit die 
entstehenden Rezyklate tatsächlich 
rentabel und final wettbewerbsfähig 
in Automobilanwendungen eingesetzt 
werden können. Nur dann könne die 
Transformation gelingen und nachhal-
tige Produkte könnten zum Standard 
werden.

Mehr als jede zweite Vorbehand-
lungsanlage in Deutschland ver-

fehlt die gesetzlich vorgeschriebene 
Recyclingquote von 30 Masseprozent. 
Das ist dem aktuellen Sondergut-
achten des Sachverständigenrats für 
Umweltfragen (SRU) zu den Ursachen 
von Implementationsdefiziten im 
Umweltrecht zu entnehmen. Unter 
anderem am Beispiel der Gewerbe-
abfallverordnung (GewAbfV) zeigt der 
Rat exemplarisch, woran die Kreislauf-
wirtschaft in Deutschland tatsächlich 
krankt: Nicht an zu schwachen Geset-
zen, sondern an deren lückenhafter 
Durchsetzung.

Für die Recyclingwirtschaft ist das 
keine Überraschung, sondern eine 
längst überfällige Bestätigung – der 
bvse fordert genau diese Nachschär-
fung beim Vollzug bereits seit Jahren. 
Der SRU betont: „Deutschland verfügt 
über anspruchsvolles Umweltrecht, 
doch bei der praktischen Anwendung 
klafft häufig eine Lücke zwischen 
Anspruch und Realität. Vollzugsdefizite 
untergraben den Schutz von Umwelt 

Gewerbeabfallverordnung: 

Vollzugsversagen statt Regelungslücke

und Gesundheit, den der Gesetzgeber 
vorgesehen hat.“

Der SRU attestiert der GewAbfV erheb-
liche Defizite bei Getrenntsammlung, 
Dokumentation und Kontrolle der 
Abfallströme. Besonders deutlich wird 
das an der Recyclingleistung selbst: 
51 Prozent der Vorbehandlungsan-
lagen erreichen die vorgeschriebene 
30-Prozent-Quote nicht. Der Median 
der Recyclingquoten von Vorbehand-
lungsanlagen, die nur gemischte 
Siedlungsabfälle behandeln, lag bei 
zwölf Masseprozent. „Die Erfahrung 
mit der Gewerbeabfallverordnung hat 
uns gezeigt, dass diese Zielquote auch 
beim derzeit besten Stand der Technik 
nicht gelingen kann“, stellt bvse-
Hauptgeschäftsführer Eric Rehbock 
nüchtern fest.

Verstöße werden selten sanktioniert

Als zentrale Ursache der Vollzugsde-
fizite identifiziert der SRU die geringe 
und bundesweit höchst unterschied-
liche Kontrolldichte. Verstöße werden 

selten sanktioniert, die Entdeckungs-
wahrscheinlichkeit bleibt gering 
– mit der Folge, dass regelkonforme 
Betriebe gegenüber Trittbrettfahrern 
systematisch benachteiligt werden. 
Der SRU macht zudem klar, dass sich 
wirksame Überwachung nicht auf 
Abfallerzeuger und Vorbehandlungs-
anlagen beschränken darf. Gerade im 
Bereich der energetischen Verwer-
tung bleibe offen, in welchem Um-
fang eigentlich vorbehandlungsfähige 
Abfälle der Verbrennung zugeführt 
werden – mit der Folge, dass wertvol-
le Sekundärrohstoffe dem Kreislauf 
entzogen werden. Ein hoher Anteil 
von vorbehandlungsfähigen Abfällen 
findet nach wie vor seinen Weg in die 
Müllverbrennung, und deshalb sollte 
hier auch der Vollzug ansetzen, meint 
der bvse. Die Überwachung von bun-
desweit rund 60 Anlagen wäre laut 
Rehbock erheblich effizienter und 
würde gleichzeitig sowohl die Abfall
erzeuger und -besitzer als auch die 
Entsorgungs- und Recyclingbetriebe 
vor unnötigem Bürokratieaufwand 
verschonen.


